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Verkündet In Sachen

am 27° Juni 1958

g e g e n

Klägerin und Reviéionsbeklagte5

hat äer-4. Senat des Bundeesozialgerichts auf

die mündliche Verhanälung vom’27. Juni 1958

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts

vom 16. Oktober 1956 wird abgeändert‚

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil

des Sozialgerichts in-Bayreuth vom 22. Februar
1956 dahin geändert, daß der Bescheid der Be—

klagten vam 26. April 1955 zu Nr, 2 und 5 aufge—
hoben, die Klage im übrigen abgewiesen und die

Beklagte verurteilt wird, die der Klägerin ent—

standenen außergerichtlichen Kosten aller In—

stanzen zur Hälfte zu erstatten.
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T a t_b„e s 3_a n d

Die im Jahre 1886 geborene Klägerin ist Heimatvertriebene

aus dem Sudetenlandß Zur Begründung ihres am 7° November

1949 gestellten Antrages auf Gewährung von Witwenrente aus
der Versicherung ihres am 18° März 1945 im Sudetenland ver—
storbenen Ehemannes Sigmund SXXXXE%gab sie an, dieser sei

vor dem ersten Weltkrieg in Berlin tätig gewesen, habe von
April 1919 bis September 1932 313 Schlossergehilfe bei der

Firma Hodyna in Schönau (CSR) gearbeitet und sei ab 1932

selbständiger Gewerbetreibender in Schönaü gewesen° Die Be«
klagte lehnte den Anspruch durch Bescheid vom 13. März 1950

mit der Begründung ab, die Klägerin sei noch nicht invalide°

Hiergegen legte diese Berufung ein. In dem Berufungsverfah—

ren schlossen die Beteiligten in mündlicher Verhandlung vor

dem früheren Oberversicherungsamt Nürnberg am 5. Juni 1951

folgenden Vergleich:

"1„ Der Vertreter der Landesversicherungsanstalt er—
kennt auf Grund des gerichtsärztlichen Zeugnisses
an, Witwenrente ab 1‚ Mai 1951 zu gewähren„

2° Die Klägerin nimmt daraufhin ihre Berufung zurück„"

Am20„ Séi‘3tember1951erließ die Beklagte,daraufhin einen Be—
scheid über die Höhe der Rente. Der jährliche Rentenbetrag

wurde ab Rentenbeginn mit 480‚—— DM und ab 1. Juni 1951 mit

514,80 DM festgestellto Als Zusatz wurde vermerkt: "Nach Ein—

gang der vom tschechischen Versicherungsträger angeforderten

Unterlagen wird die Rente nach der tatsächlichen Beitrags—

leistung umgerechnet"° Der üblichen Rechtsmittelbelehrung wurde

noch hinzugefügt: "Es wird jedoch ausdrücklich bemerkt,.daß

die Berufung nur hinsichtlich der Rentenhöhe zulässig isto"

Nachdem die Versicherungsunterlagén
von dem tschechischen

Versicherungsträger eingegangen waren und diese weniger Bei—

träge auswiesen, als bei Bescheiderteilung angenommen werden

war, erteilte die Beklagte am 26. April 1955 folgenden Bescheid?

" 1° Der Witwenrentenbescheid vom 20. September 1951 wird
oußer Kraft cgesetzt

i . 1
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2° Der Antrag auf Gewährung der Witwenrente vom 7. No—
vember 1949 wird abgewiesen“

5„ Die Rückforderung der zu Unrecht gezahlten Renten—
beträge bleibt einem besonderen Verfahren vorbe-
halteno“

..
'

Die Versicherungeunterlegen ergäben, daß der Versicherte

nur 45 Beitragemonate zurückgelegt habe, so daß die Werte—

zeit nicht erfüllt sei°

Auf die hiergegen gerichtete Klage hob das Sozialgericht4

in Bayreuth mit Urteil vom 22. Februar 1956 den angefoch—

tenen Bescheid auf und verurteilte die Beklagte zur Wei—

_terzahlung der Witwenrente über den 50° April 1955 hinaus.

Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung der Beklagten

wies das Landeseozielgericht durch Urteil vom 16. Oktober

1956 zurück° Der angefochtene Verwaltungsakt sei rechte—
vidrig, da er dem vor dem Obervereicherungsamt Nürnberg
ebgeschlbésenen Prozeßvergleich widerspreche; ein Prozeß—

vergleich könne nicht durch Bescheid des Versicherungs-
trägers aufgehoben werden. Das Landessozielgericht hat die

Revision zugelassene '

Gegen dieses Urteil legte die Beklagte mit Schriftsatz

von 8° Januar 1957‚'eingegangen am 9° Januar 1957, Revi-

sion einb.nd begründetediese mit Schriftsatz vom22. Fe-
bruar 1957, eingegangen am 25. Februar 1957°

Sie ist der Auffassung, daß Vergleich und Bescheid vom
20° September 1954 eine Einheit seien; sie könnten von
ihr nach % 1744 der Reicheversicherungsordnung (RVG) neu
überprüftwerdenu Diese Überprüfung hätte zu Recht zum
Widerruf der Rentengewährung geführt, da sich aus den über»

eandten Versicherungsunterlagen ergäbe, daß ein Anspruch

überhaupt nicht beetünde. Zumindest habe sie durch ihren

Bescheid vom 26. April 1955 und ihren Schriftsatz vom 24.
Juni 1955 den Vergleich angefochten. Ein Anfechtungsgrund

sei gegeben, weil bei Vergleichsäbechluß beide Beteilig-
ten =“E%illsohweigend

— davon ausgegangen seien, daß die
\;
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versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt seien) Zu„

demhabe sie den Vergleich nicht abschließen dürfen, da sie
nur dann Renten gewähren dürfe, wenn deren Voraussetzungen

erfüllt seien° Die Klägerin verstoße auch gegen Treu und Glau—

.ben‚ wenn sie sich auf die Gültigkeit des Vergleichs berufe„

'Im übrigen dürfe sie den Bescheid nach allgemeinen Grund-

sätzen auch deshalb aufheben, weil er rechtswidrig sei°

Sie beantragt‚

die Urteile des Bayerischen Landessozialgerichts
vom 16‚ Oktober 1956 und des Sozialgerichts in

Bayreuth vom 22. Februar 1956 eufzuheben und die

Klage abzuweisen‚ '

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei-

‚dung an das Bayerische Landessozislgericht zurück-
euverweisen„ ' ' '

Die Revisionsbeklagte stellt den Antrag,

die_Revision zurückzuweisen.

gnxscheidungsgründe

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und begrün—
det worden; sie ist stätthsft, weil das Landessozialgericht

sie zugelassen hat. Sie konnte jedoch nur zum Teil Erfolg ha—

ben“

Wie das Berufungsgericht
zu Recht entschieden hat, sind die

Beteiligten an den vor dem früheren Oberversicherungsamt in

Nürnberg am 5„ Juni 1951 über den Grund des Anspruchs ge—

schlossenen Vergleich grundsätzlich gebunden. Zwar kann auch

ein Prozeßvergleich unwirksam sein. Ob dies jedoch der Fall
ist, richtet sich entgegen der Annahme der Beklagten nicht

nach den Vorschriften über die Nachprüfung bindender Bescheid.

(@1744nvoin der Fassungdes5 220Nr. 18sec) —dieseVor—
schriften sind ebensowenig anwendbar wie die über die Wieder—
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aufnahme des Verfahrens bei rechtskräftigen Urteileh?(ä 179

SGGi.V. mit 55 578 ff. ZPO) —, sondern ausschließlich ‘
nach den einschlägigen Vorschriften des bürgerlichen Rechts

(z.‚B° @@119, 379 BGB), gegen deren Anwendung keine Be—
denken bestehen, da der Prozeßvergleich zumindest auch

.materieller Natur ist (Stein—Jonas; Kommentar zur ZPO,

18, Aufl., Änm° VI vor 5 128, II 3 zu 5 794; Rosenberg,
Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts, 7. Aufl., 5 128

III; RGZ„ 57, 257; 123, 85; 353, 65; a.A° Baumbach‚ Kommen»

tar zur ZPO, 25. Auflo, Anm‚ 6 A zu 5 307). Die Entschei—

dung, ob ein Prozeßvergleich nach diesen Vorschriften wirk— .
tem oder unwirksam ist, steht allein den_Gerichten zu, da

unter ihrer Autorität der Vergleich zustandegekommen ist°

Der Versicherungsträger hat den Vergleich als Prozeßpartei
auf gleicher Ebene mit dem Versicherten abgeschlossen und

kann nun nicht einseitig kraft seiner hoheitlichen Gewalt

den Vergleich durch Bescheid wieder für unwirksam erklären°

Dazu fehlt ihm eine gesetzliche Ermächtigung. Will er eine

Entscheidung herbeiführen, so steht ihm nur derjenige Weg
offen, der auch zum Abschluß des Prozeßvergleichs geführt

hat, der der Anrufung der Gerichte.

Die Beklagte irrt auch, wenn sie meint, der Prozeßver—

gleich und der auf Grund dieses Vergleichs ergangene Be—

scheid vom 20, September 1951 seien als Einheit zu betrach—
ten° Wenn dieser Bescheid auch noch einmal auf die in dem
Vergleich ausgesprochene Anerkennung des Anspruchs hinweist,

so hat dies doch nur deklaratorische Bedeutung; maßgebend

allein ist die Anerkennung des Anspruchs der Klägerin in dem
Vergleich selbst. Der Bescheid vom 20. September 1951 hat

in Wirklichkeit Bedeutung nur hinsichtlich der Höhe der

Rente° Die Beklagte hat dies auch selbst dadurch zum Aus—
druck gebracht, daß sie in diesem Bescheid vermerkt, der

Bescheid sei nur wegen der Rentenhöhe anfechtbar. Der den
Grund des Anspruchs betreffende Vergleich und der die Höhe
des Anspruchs betreffende Bescheid sind daher getrennt zu

ndaln° Zuständig ist ausschließlich dasjenige Gericht,
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{vor welchem der Prozeßvergleieh geschlossen werden ist} denn '

'falls der Vergleich unwirksam ist, ist auch die ein Teil des
Vergleichs bildende Klage» oder Rechtsmittelrücknahme un—
wirksam, SO daß das alte Verfahren noch” rechtshängig ist;

* dies würde einem neuen Verfahren entgegenstehen. Zudemwäre
es aus‚prozeßökonomischen Gründen nicht vertretbar, wenn in‘

derselben Sache zweiaProzeeses geführt würden. Einer neuen
Klage, auch einer ?eststellungsklege, wurde das Recht sschntz—

j bedürfnis fehlen. Es bestehen daher keine Bedenken, der im

wwZivilproze■wherrsehendenrMeinung“aueh’im sozialgerichtünhéaVer—

fahren zu folgen (Stein—Jonas a.a.0. @794 II Es; Rosenberg
>a.e.0. 5 328 III$3; Baumbach a.e.0. Anm. 6 B zu Anh. @30?;‘

zweifelnd RG.«Räte—Kommentar, 10. Aufl., Anm. 41 & zu 5 779;

anders die Rechtsprechung des ehemaligen Reichsgerichts, RGZ„
65,'420;„78, 288; 106, 312; 141, 106; 142, 5; wenn auch zur

“letzt in RGZ; 162, 200 ebenso wie der BGH° in BGHZ' 16, 391

die Frage offenlassen), Die Beklagte durfte nach alledem den

Bescheid vom 26. April 1955 zu Nr. 2 des Tenors, durch welchen
sie zumindeSt incidenter den Prozeßver;leich für unwirksam

erklärte, nicht erlassen. Ob der Prozeßvergleioh unwirksam

ist, insbesondere ob er, wie die Beklagte meint, wirksam en—

gefoohten ist, kann nach alledem nicht im anhängigen Verfeh— '

ren, sondern nur in dem alten Verfahren entschieden werden,

‚Dieses ist, falls der Vergleieh und dämit die Berufungsrüok«

nehme tatsächlich unwirksam ist, nach 5 215 Abs. 2 SGG auf

das Sozialgericht übergegangen, da es denn beim Inkraftreten

des Sozialgerichtsgesetzes noch bei dem Oberversicherungsamt
_rechtshängig

war. Würde aber der Prozeßvergleich nicht un—
wirksam sein, müßte in entsprechender Anwendung dieser Vor-
schrift dennOCh des örtlich zuständige Sozialgericht darüber

entscheiden, dasmdernfalls in diesen Übergengsfällen eine

solche Entscheidung in dem alten Verfahren nicht getroffen Wer—

den könnte‚ Es muß aber angenommen werden, daß.der Gesetzgeber

mit dieser Übergangsvorschriit erreichen wollte, daß alle in
den alten Verfahren noch zu treffenden Entscheidungen von dem

ab. 1 Juni 1954 zuständigen Sozialgericht getroffen werden

sollten“ Auch zu Nr. 3 seines Tenore mußte der angefochtene
Bescheid aufgehoben werden, da die Feststellung, die Rück—

forderung zuviel gezehlter Beiträge bleibe vorbehalten, über-

{
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flüssig ist, weil der Beklagten dieses Recht ohnedies zusteht.

Ein anzuerkennendes Interesse für einen solchen Vorbehalt be—

steht daher nicht°

Das angefochtene Urteil entspricht somit, ebenso wie das Urteil
des Sozialgerichte, insoweit der Rechtslage und mußte daher in

diesem Umfang bestätigt werden° Demgegenüber durfte aber der an—

gefochtene Bescheid zu Nr. 1 seines Tenors nicht aufgehoben wer—

den; denn der Beklagten stand das Recht zu, den die Höhe der Ren—

te betreffenden Bescheid vom 20° September 1951 nach @ 1744 i.V°

mit 5 1.725_Nr„6 EVOa.F.‚ 'aufzuheben; da die Voraussetzungen
dieser Vorschriften erfüllt sind. Die Beklagte ist erst durch

die nach Erlaß dieses Bescheids bei ihr eingegangenen Versiche—

rungsunterlegen — Urkunden im Sinne dieseerorschriften - in den

Stand gesetzt worden, diese zu benutzen, da-diese weniger Beiträ-

ge ausweisen, als bei Erlaß des Bescheids_vom 20. September 1951

angenommen wurde, ergibt sich durch ihre Benutzung eine für die

Beklagte günstigere Rentenberechnung. Die Beklagte wird aller-

dings der Klägerin nunmehr entsprechend diesen Versicherungsuh—

terlagen einen neuen Bescheid über die Höhe der Rente zu ertei—

len haben, es sei denn9 daß sie das alte Verfahren fortsetzt und

in diesem der Prozeßvergleich als unwirksam angesehen und die

Klage abgewiesen würde°

Das angefochtene Urteil und e auf die Berufung der Beklagten — das

Urteil des Sozialgerichts mußten‚—da sie dieser Rechtslage nicht

in vollem Umfang Rechnung tragen, entsprechend abgeändert werden.

‚Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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